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Datenschutz
Immer die Kontrolle 
behalten

von Arne Köhn

Mit der zunehmenden Digitalisierung 
unserer Gesellschaft und somit auch der 
Hochschulen hat die Menge der gespei-
cherten Daten drastisch zugenommen. 
Große Teile des Studiums werden digital 
verwaltet. Diese Digitalisierung fällt mit 
der Einführung der Ba/Ma-Studiengänge 
zusammen, welche einen erhöhten Ver-
waltungsaufwand mit sich bringen. Im 
Zuge dieser Reform wird den Studieren-
den zum Teil nicht mehr zugetraut, dass 
sie an der Uni etwas lernen möchten und 
deshalb der “Lernfortschritt” immer klein-

teiliger überprüft wird. Dies wird durch 
zentral vorliegende Daten deutlich er-
leichtert. 

So werden Anwesenheitslisten für alle 
möglichen Veranstaltungen geführt und 
zum Teil zentral in Campus-Management-
Systemen (CampusNet, HIS-Software, 
SAP etc.)  gespeichert. Mit diesen Daten 
an einem zentralem Ort ist es möglich, 
auch noch nach Jahren z.B. ein Uni-Bewe-
gungsprofil zu erstellen.

Für viele Bachelorstudiengänge sind 
zudem bei krankheitsbedingter Abwe-
senheit von Prüfungen qualifizierte At-
teste notwendig. Hier müssen die Ärzt_
innen nicht einfach bescheinigen, dass 

man prüfungsunfähig war, sondern die 
Auswirkungen der Krankheit beschrei-
ben. Die Hochschule entscheidet dann, ob 
man wirklich krank genug war. Hier wird 
also nicht mehr nur den Studierenden, 
sondern sogar ihren Ärzt_innen nicht ver-
traut! Wenn das Misstrauen so weit geht, 
sollten sich die Universitäten überlegen, 
Ärzt_innen anders auszubilden. An der 
Uni Hamburg klingt die Regelung für Wi-
Wi-Bachelor-Studierende so: “[Ein qualifi-
ziertes Attest] muss Angaben enthalten, 
über die von der Erkrankung ausgehende 
körperliche bzw. psychische Funktions-
störung [...] sowie der ärztlichen Prognose 
über die Dauer der Erkrankung.”

Die Konsequenz ist, dass in den Ak-
ten der Studierenden ihre medizinische 
Behandlungen, Krankheiten und Fehlzei-
ten auftauchen. Dies ist besonders prob-
lematisch, da die Hochschule oder auch 
Professor_innen aus dem Prüfungsaus-
schuss später potentielle Arbeitgeber_in-
nen sind.

Die Universitäten müssen transparent 
machen, welche Daten über Studierende 
gespeichert werden und Informationen 
im Zweifel erst gar nicht erheben. Daten-
sparsamkeit ist besser als Datenschutz, da 
man nicht anfallende Daten auch nicht 
schützen muss. Es gilt, selber die Kontrolle 
über die eigenen Daten zu behalten. 
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Zeitung von CampusGrün Hamburg - der Grünen Hochschulgruppe

Liebe KommilitonInnen,

bereits zum zweiten Mal erscheint 
im Sommersemester diese Zeitung, 
in welcher CampusGrün Hamburg ge-
meinsam mit dem Campusgrün Bun-
desverband lokale und bundesweite 
Themen und Standpunkte aufberei-
tet. Kontinuierlich arbeiten wir mit 
PartnerInnen daran, dass grüne The-
men stärker in den Fokus der öffent-
lichen Wahrnehmung geraten und ein 
Umdenken in Gesellschaft und Hoch-
schule erfolgt.

In der vorliegenden Ausgabe wol-
len wir den Leitartikel der immer 
stärkeren Digitalisierung des Alltags 
und ihren Folgen für den Datenschutz 
widmen. Dieses Thema werden wir in 
Hinblick auf Universitäten in unserer 
Zeitung erschließen.

Es sind Beträge weiterhin zum Um-
welt -und Klimaschutz enthalten. Ei-
nerseits legen wir ein Schlaglicht auf 
die Klimakonferenz in Kopenhagen 
und andererseits wird Nachhaltigkeit 
in der Universität ins Zentrum ge-
rückt.

Mit dem Bildungsstreik im letzten 
Jahr und den Audimax Besetzungen 
haben Studierende erneut zum Aus-
druck gebracht, dass Studienbedin-
gungen und Studienstrukturen in der 
jetzigen Form oftmals nicht tragbar 
sind. Daher wird dieser Protest noch 
einmal reflektiert. Wurden letztes Jahr 
in Politik und Gesellschaft die Ohren 
und Herzen für unsere Sache geöffnet, 
heißt es dieses Jahr am Ball zu bleiben 
und Taten folgen zu lassen! Unsere Po-
sition ist dabei klar: Das Studium muss 
sich an den Studierenden orientieren.

Hamburg hat einen neuen Univer-
sitätspräsidenten: Dieter Lenzen. Er 
übernimmt die Leitung einer Univer-
sität, dessen innere Organisation und 
Kompetenzverteilung im Hamburger 
Hochschulgesetz neu geregelt wer-
den soll. Diesem komplexen Thema 
hat sich CampusGrün Hamburg an-
genommen und leicht verständlich 
aufbereitet.

Zum Abschluss wollen wir auf einen 
Artikel über die Hamburger Schul-
reform aufmerksam machen. Die 
schwarz-grüne Regierung in Hamburg 
hat in der Bürgerschaft ein Gesetz ein-
gebracht, welches das Schulsystem 
in Hamburg auf neue Füße stellt und 
wogegen sich Widerstand formiert 
hat. Wir wollen dies zum Anlass neh-
men auf die Reform eine vergleichen-
de Perspektive einzunehmen und die 
Bedeutung für die Universität zu skiz-
zieren.

Es bleibt uns noch viel Spaß bei der 
Lektüre zu wünschen.

 CampusGrün Hamburg

Ausgabe Hamburg 2010 fertig

von Ingo Balzereit

Die angestrebte Schulreform in Ham-
burg stößt auf Widerstand. Die Initiative 
„Wir wollen lernen!“ veranlasste ein er-
folgreiches Volksbegehren gegen die 
Reformpläne der schwarz-grünen Regie-
rung. Bevor es zu einem rechtsverbind-
lichen Volksentscheid in der Hansestadt 
kommt, wollten Regierung und Initiative 
sich um eine Kompromisslösung bemü-
hen. Doch Anfang Februar scheiterte 
die sechste Verhandlungsrunde an dem 
Widerstand der 
Initiative. Beide 
Seiten bereiten 
sich ende Feb-
ruar auf den Volksentscheid vor und wer-
ben für ihre Position. Es wird in diesem 
Sommer in der Hansestadt um nichts we-
niger als eine Richtungsentscheidung in 
der schulischen Bildung gehen.

In der bisherigen Praxis werden Schü-
lerInnen in Hamburg nach der vierten 
Klasse in drei unterschiedliche Schulfor-
men aufgeteilt. Der Abschluss auf einer 
Hauptschule, Realschule oder dem Gym-
nasium bestimmt in den meisten Fällen 
den weiteren Lebensweg der Jugend-
lichen. Die Empfehlungen der Klassen-
lehrerInnen nach der vierten Klasse sind 

unverbindlich. Durch das Elternwahlrecht 
konnten SchülerInnen auch für sie nicht 
empfohlene Schulformen besuchen. Die 
Zeugniskonferenz am Ende der sechsten 
Klasse bestimmte unter Einbezug der El-
tern, ob die Schulform gegebenenfalls 
verlassen werden musste.

Die Schulreform in Hamburg sieht vor, 
dass unter dem Schlagwort „längeres ge-
meinsames Lernen“ die Grundschule zur 
Primarschule wird, somit SchülerInnen 
gemeinsam bis zur sechsten Klasse im 
Klassenverband verbleiben. Erst danach 
entscheidet sich der weitere Schulbesuch 

entweder mit 
dem Verbleib auf 
einer Stadtteil-
schule oder dem 

Wechsel zum Gymnasium. Umstritten ist 
dabei die Verbindlichkeit der Empfehlung 
der KlassenlehrerInnen. In beiden Schul-
formen ist das Abitur entweder in sieben 
oder sechs Jahren möglich. In beiden 
Schulformen können SchülerInnen mit 
den Abschlüssen der Hauptschule oder 
der Realschule bereits vorher die Schule 
verlassen. Sowohl das Sitzenbleiben als 
auch das Abschulen wird nach den Re-
formplänen nicht möglich sein.

„Omnes omnia omnio docere“! „Alle 
alles ganz zu lehren “, diesem alten Wort 
Johann Amos Comenius (1592-1670) 

wird mit der Reform neuen Aufwind ge-
geben. Lautete die dominante Kritik seit 
PISA am dem deutschen Bildungssystem, 
dass der schulische Erfolg insbesondere 
von der sozialen Herkunft des Elternhau-
ses abhängig ist, wird mit der Reform der 
Schulstruktur diesem Problem entgegen 
gewirkt. Zudem geht die Strukturreform 
Hand in Hand mit einer inhaltlichen Re-
form, die bei der Qualität des Unterrichts 
ansetzt. Individuelle Rückmeldungen 
über den Leistungsstand der SchülerIn-
nen, das Unterrichten in Teams, vielfälti-
ger Angebote, kleinere Klassen und jahr-
gangübergreifendes Lernen sind einige 
der Merkmale der Reform.

Im Kern steht der Gedanke einer grö-
ßeren Bildungsgerechtigkeit. Das längere 
gemeinsame Lernen in der Primarschule 
soll den Kindern und Jugendlichen mehr 
Raum für ihre persönliche Entfaltung er-
öffnen und die Stadtteilschule nicht die 
Möglichkeit des Abiturs verwehren. Es ist 
daher zu hoffen, dass individuelle Poten-
ziale besser erkannt und ausgebaut wer-
den. Das heißt, dass mehr Jugendliche ei-
nen Lebensweg finden und einschlagen, 
in dem sie sich verantwortungsvoll selbst 
verwirklichen können und das heißt auch, 
dass mehr Jugendliche mit dem Abitur 
die Schule abschließen können.

Universitäten müssen auf das Ziel 

hinwirken, größere Bildungsgerechtig-
keit herzustellen. Es ist damit zu rechnen, 
dass weit mehr Kapazitäten als bisher 
benötigt werden. Es gilt nicht nur aus-
reichend Angebote für AbiturientInnen 
zu schaffen, sondern sich auch für jene 
stärker zu öffnen, die ohne das Abitur die 
Schule abgeschlossen haben. Tatsächlich 
schrecken Gebühren und die hohen Kos-
ten für die Lebenshaltung viele vor der 
Aufnahme eines Studiums ab. Unflexible 
Studienstrukturen verschärfen das Prob-
lem. Und tatsächlich sind sie Zahlen der 
Studierenden in der Universität Hamburg 
in den letzten Jahren rückläufig. Größere 
Bildungsgerechtigkeit kann nur entste-
hen, wenn diese Hemmnisse abgebaut 
werden. Denn was mit der Schulreform 
in Hamburg eingeleitet werden soll, muss 
sich auch in der Universität fortsetzen. 
Die Einrichtung muss dem Individuum 
Möglichkeit und Gelegenheit geben, 
eigene Fähigkeiten und Fertigkeiten zu 
entdecken und verantwortungsvoll zu 
entwickeln.

Zudem haben sich Anforderungen 
in Berufen geändert. Neue Berufe und 
Berufsbilder sind entstanden und andere 
Berufe existieren nicht länger. Daher wird 

Schulreform in Hamburg und ihre Bedeutung für Universität

Fortsetzung auf Seite 4 ...

„Omnes omnia omnio docere“!
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von Jennifer Jaros

Nachhaltigkeit - das ist das 
neue Modewort des 21. Jahrhun-
derts. Dabei wissen eigentlich die 
wenigsten, wie genau der Begriff 
inhaltlich gefüllt ist und wie er 
sich abgrenzen lässt. Diese „Un-
wissenheit“ resultiert aus der be-
grifflichen Unschärfe der Nachhal-
tigkeitsdiskussion. Nachhaltigkeit 
ist ursprünglich ein Fachbegriff 
aus der Land- und Forstwirtschaft 
und wird von den meisten Um-
weltlexika auch heute noch in 
dieser Bedeutung aufgeführt. Auf 
den Bereich des Umweltschutzes 
wurde Nachhaltigkeit 1986 von 
der Brundtland-Kommission im 
sog. Brundtland-Report übertra-

gen, der die Grundlage für die 
Ausarbeitung der lokalen Agen-
den 21 war. Die deutsche Über-
setzung des Brundtland-Reports 
beschreibt nachhaltige Entwick-
lung (sustainable development) 
als „eine Entwicklung, die den 
Bedürfnissen der heutigen Gene-
ration entspricht, ohne die Mög-
lichkeiten künftiger Generatio-
nen zu gefährden, ihre eigenen 
Bedürfnisse zu befriedigen.“

Die Begriffe Nachhaltigkeit 
und nachhaltige Entwicklung 
werden heute weitestgehend sy-
nonym und leider vollkommen 
unsystematisch benutzt. Nach-
haltig kann heute alles sein: die 
Wirtschaft, die sozialen Siche-
rungssysteme, Bildung, Alltag. 
Jede/r benutzt den Begriff so, wie 

es für ihr/sein jeweiliges Anliegen 
passt. Dies hat dazu geführt, dass 
der Begriff sich zu einem sog. 
‚Container-Begriff’ entwickelt hat, 
d.h. jede/r packt die passenden 
Inhalte hinein, meist ohne eine ei-
gene Definition voranzuschicken.

Einen Einblick in diese The-
matik bot der Herbstkongress 
von Campusgrün, der im Oktober 
2009 in Karlsruhe stattfand. Dass 
Campusgrün mit Nachhaltigkeit 
und Klimagerechtigkeit Themen 
aufgegriffen hat, die derzeit nicht 
nur in der Öffentlichkeit und bei 
anderen Verbänden auf großes 
Interesse stoßen, zeigte sich an 
der großen Resonanz unserer 
Hochschulgruppen, aus denen 
über 40 Einzelpersonen in Karls-
ruhe an den Workshops und Vor-
trägen teilnahmen. Als Referent/
innen eingeladen waren Expert/
innen aus unterschiedlichen Zu-
sammenhängen, z.B. von der HIS 
GmbH,  sowie engagierte Studie-
rende der Netzwerke Klimage-
rechte Hochschule und Greening 
the university. So wurden die 
Aspekte einer nachhaltigen und 
klimafreundlichen Hochschule 
aus verschiedenen Blickwinkeln 
beleuchtet.

Nach zwei Tagen intensiver 
Beschäftigung mit dem Thema 
wurde in einem abschließen-
den Workshop diskutiert, wel-
che Punkte für ein Leitbild einer 
nachhaltigen und klimagerech-
ten Hochschule aus unserer Sicht 
wichtig sind, z.B. Nachhaltigkeit 
in Bezug auf Energieeffizienz 
und Recycling, Nachhaltigkeit in 
Bezug auf ökologische Produkte 
auf dem Campus, Nachhaltigkeit 

in Bezug auf die Finanzierung des 
Hochschulsystems und die Struk-
turierung der Studiengänge bis 
hin zu Nachhaltigkeit auf der Sys-
temebene im Sinne des Konzepts 
‚Corporate Social Responsibility’. 
Dass diese Liste unvollständig ist, 
macht deutlich, dass es zu einem 
Leitbild mehr bedarf als eines 
Workshops. Offen blieb auch die 
Frage, was grüne Hochschulgrup-
pen unter dem Begriff ‚Nachhal-
tigkeit’ verstehen. Deshalb wird 
es anknüpfend an die Ergebnis-
se des Herbstkongresses auf der 
Sommerakademie im August ei-
nen weiteren Workshop geben, 
der die Leitbild-Diskussion weiter 
vorantreiben soll. 

Auch andere Verbände set-
zen 2010 ihre Diskussion um 
Leitbilder für die Hochschulen 
fort. Die Hans-Böckler-Stiftung 
arbeitet seit August 2008 zusam-
men mit der DGB-Jugend und 
ihren Mitgliederorganisationen 
in einer Projektgruppe an einem 
Leitbild einer demokratischen 
und sozialen Hochschule. Und 
auch von wissenschafts-theo-
retischer Seite wurde 2009 von 
Uwe Schneidewind, einem Be-
triebswirtschaftsprofessor an der 
Universität Oldenburg, die Vision 
einer nachhaltigen Wissenschaft 
veröffentlicht. Campusgrün steht 
mit dem Entwurf eines „grünen“ 
hochschulpolitischen Leitbildes 
also mitten in einem gesamtge-
sellschaftlichen Diskurs und sollte 
sich die Chance nicht entgehen 
lassen, sich konstruktiv an der 
Nachhaltigkeits-Diskussion zu 
beteiligen und den Begriff selbst 
mit Inhalt zu füllen. 

Leitbild einer nachhaltigen 
und klimagerechten Hochschule

- Das Bündnis
 grün-alternativer Hochschulgruppen

Termine 2010:

Bologna-Seminar (28.-30.Mai, Leipzig)
Nur wenn Studierende besser aufgeklärt werden, welches wirk-
lich Ziel der Bologna-Prozess verfolgt, können sie als Multiplikato-
ren an Hochschulen wirken und sich in Gremien sicher gegenüber 
ihren ProfessorInnen besser behaupten.

Sommerakademie (18.-22.August, Wissen)
Schloss Schönstein

Unsere erste Sommerakademie im August 2009 war für 
uns ein großer Erfolg, weil es uns gelungen ist, bei bes-
ter Urlaubsstimmung fünf konstruktive und produktive 

Tage zu verbringen. Das werden wir jetzt wieder-
holen und legen unsere zweite Sommerakade-

mie mit Seminaren zu unterschiedlichsten 
Themengebieten auf.

mehr Infos unter  www.campusgrün.de

von Jacqueline Klimesch

Cem, eine Frage bezüglich 
der Politik unserer Bildungsmi-
nisterin und deren Studie zum 
Bachelorstudium vom Februar 
2010: Wie schätzt du die Situa-
tion an deutschen Hochschulen 
ein?

Es ist offensichtlich, dass wir an 
den Hochschulen zahlreiche Bau-
stellen haben, worauf ja auch die 
Studierenden mit ihren Protesten 
zu Recht hinweisen. Es geht übri-
gens nicht darum, dass der Bolog-
na-Prozess als solches ein Problem 
ist. Das Problem ist vielmehr die 
schlechte Umsetzung. Und des-
halb brauchen wir auch dringend 
eine Reform der Reform. Die Lage 
an unseren Hochschulen wäre 
aber verkürzt dargestellt, wenn wir 
sie ausschließlich unter dem Stich-
wort „Bologna“ zusammenfassen. 

Wie sollte denn 
deiner Meinung nach 
eine solche Reform 
der Reform ausse-
hen?

Ein gemeinsamer 
europäischer Hoch-
schulraum ist nach 
wie vor ein wichtiges 
und richtiges Ziel. Aber 
das erreicht man nicht, 
wenn man einfach nur 
auf das Bachelor- und 
Mastersystem umstellt. 
Strukturreformen sind 
wichtig, aber die kön-
nen nur wirken, wenn 
zugleich auch die Qua-
lität verbessert wird – 
und die kommt viel zu 
kurz. Die Studierenden 
müssen besser betreut 
werden, woanders er-
worbene Studienleis-

tungen müssen auch anerkannt 
werden und  ein Auslandsstudium 
darf nicht an einem verschulten 
und verdichteten Bachelor schei-
tern, der den Studierenden kaum 
Freiraum für individuelle Schwer-
punktsetzungen lässt. Ein Studium 
muss auch Freude machen, das ist 
aber kaum möglich, wenn ich von 
Schein zu Schein gehetzt werde, 
ohne auch mal in die Tiefe gehen 
oder abschweifen zu können. Des-
halb muss es auch möglich sein, 
einen Bachelor in sieben oder acht 
Semester zu erwerben. 

Die Universitäten und die 
Regierung schieben sich ja ge-
genseitig die Schuld für die 
mangelnde Umsetzung der 
Bologna-Reform in die Schuhe. 
Wie würdest du konkret an eine 
Verbesserung der momentanen 
Situation herangehen? 

Ich habe den Eindruck, dass 

die Verantwortlichen begriffen 
haben, dass sie die Studierenden 
stärker einbeziehen müssen. Das 
ist ein erster wichtiger Schritt, da 
entsteht ein gesunder Druck.  Was 
ich zügig und konkret ändern 
würde: Die Regierung sollte sich 
das elitäre, unausgegorene und 
bürokratische Nationale Stipendi-
enprogramm sparen und das Geld 
in eine Erhöhung des Bafög inves-
tieren. Wenn von 100 Akademi-
kerkindern 83 studieren, aber nur 
23 von 100 Arbeiterkindern, dann 
ist das ein Alarmsignal. Und die 
Studienfinanzierung spielt hierbei 
eine wichtige Rolle, ebenso wie 
Studiengebühren, die wir ableh-
nen. Was auch ganz schnell auf 
die Tagesordnung gehört: Die Ab-
schaffung des widersinnigen Ko-
operationsverbots von Bund und 
Ländern in der Bildung. Das sieht 
ja inzwischen selbst die Bildungs-
ministerin so. Besser eine späte 
Erleuchtung als gar keine. Dann 
müssen aber auch Taten folgen. 
Aber grundsätzlich gilt: Wir brau-
chen mehr Studienplätze und bes-
sere Lehr- und Lernbedingungen 
– und das kostet Geld. Es führt kein 
Weg daran vorbei, dass Bund und 
Länder für eine echte Qualitäts-
reform stärker als bisher in  unser 
unterfinanziertes Bildungssystem 
investieren müssen. Es ist eine Fra-
ge der Priorität.

Habt ihr denn schon ein kon-
kretes Konzept? Und werdet ihr 
dazu auch einen Antrag in den 
Bundestag einbringen?

Die Fraktion setzt sich dafür 
ein, dass die Bildungsausgaben im 
Haushalt erhöht werden. Daneben 
hat sie unter Federführung von Kai 
Gehring, unserem hochschulpoli-
tischen Sprecher, aktuell verschie-
dene hochschulpolitische Anträge 

in den Bundestag eingebracht. Ein-
mal einen Antrag zur Verbesserung 
der Bologna-Reform, der mit kon-
kreten Punkten dazu auffordert, die 
soziale Dimension von Bologna zu 
stärken und die Studierbarkeit der 
Studiengänge zu verbessern. Da 
geht es etwa darum, dass es auch 
möglich sein muss, einen Bachelor 
in sieben oder acht Semester zu 
erwerben. Ein anderer Antrag for-
dert eine bessere und gerechtere 
staatliche Studienfinanzierung. 
Ich habe schon erwähnt, dass wir 
die Mittel für das Nationale Sti-
pendienprogramm besser in eine 
Erhöhung des Bafög investieren 
sollten. Mittelfristig müssen wir die 
Studienfinanzierung aber auf neue 
Beine stellen und hier schlagen wir 
zwei Säulen vor: einen elternun-
abhängigen Sockel und einen Be-
darfszuschuss als starker sozialer 
Komponente.

Vielen Dank für das Inter-
view.

Cem Özdemir ist Bundesvor-
sitzender der Grünen. 1994 wurde 
Özdemir als erster Abgeordneter 
türkischer Herkunft in den Deut-
schen Bundestag gewählt, dem er 
zwei Legislaturperioden lang bis 
2002 angehörte. Von 2004 bis 2009 
war er  Abgeordneter des Europäi-
schen Parlaments. 1996 erhielt 
er die Theodor-Heuss-Medaille 
und den Civis Media-Preis für sei-
ne Integrationspolitik und seinen 
Einsatz für ein vorurteilsfreies Zu-
sammenleben von Deutschen und 
Migrant_innen. 2009 verlieh ihm 
die türkische Universität Tunceli 
die Ehrendoktorwürde für sein En-
gagement für eine Verständigung 
der Kulturen.

Mittelteil Bundesausgabe

von Nicolai Growe

Die  Hochschulgruppen ha-
ben es geschafft: Nach der Über-
gabe eines offenen Briefes und 
einem offenen Gespräch mit dem 
Rektor ist die geplante Hoch-
schulgruppenrichtlinie so gut wie 
vom Tisch. Jetzt muss der AStA 
nur noch die Details aushandeln.

Die Universitätsleitung hatte 
im Herbst eine Richtlinie erlas-
sen, nach der alle Gruppen eine 
Satzung und jedes Jahr eine Lis-
te von mindestens zehn Mitglie-
dern, inklusive Matrikelnummer, 
bei der Verwaltung einreichen 
müssen. Ansonsten drohte der 
Verlust aller Privilegien, wie zum 
Beispiel Stände im Foyer, Subdo-
mains oder Räume für Abendver-
anstaltungen.

15 Hochschulgruppen ent-
schieden sich auf Initiative der 
Grünen Hochschulgruppe zu ei-
nem Boykott dieser in Deutsch-
land einzigartigen Richtlinie und 
forderten mit einem offenen 
Brief den neuen Rektor auf sie 
zurückzunehmen. Die Studieren-
den können den Nutzen der Re-
gistrierung nicht nachvollziehen, 
befürchten aber dafür massive 
Nachteile:

Kleineren Gruppen kann es 
schwer fallen, jedes Jahr 10 Mit-
glieder zu benennen, Neugrün-
dungen und spontane Initiati-
ven werden fast unmöglich. Die 
Mitglieder einiger Gruppen, zum 
Beispiel des Gay-Cafés, möchten 
nicht alle als solche bei der Uni-
Leitung registriert werden. Die da-
tenschutzrechtliche Lage ist nicht 
ausreichend geklärt, gerade weil 
die Universität Konstanz keine/n 
Datenschutzbeauftragte/n hat. 
Außerdem fällt die Betreuung 
der Hochschulgruppen nach §8 
der Grundordnung der Universi-
tät in Verbindung mit dem Lan-

deshochschulgesetz in die Zu-
ständigkeit des AStA. Schließlich 
widerspricht die Registrierung 
dem Selbstverständnis der Grup-
pen als unabhängig von der Uni-
versitätsverwaltung.

Bei der Übergabe am 22. Ja-
nuar zeigte sich der Rektor über-
rascht ob der Entrüstung und sig-
nalisierte Gesprächsbereitschaft. 
Er kündigte an, die Richtlinie vom 
Justiziariat gemeinsam mit dem 
AStA neu fassen lassen zu wollen. 
Dabei konnte er sich durchaus für 
das Modell der Hochschulgrup-
pen erwärmen, nach dem der 
AStA in eigener Verantwortung 
eine Liste für die Verwaltung er-
stellt: „Ich sehe gute Chancen, 
dass wir uns in allen Punkten ei-
nigen können“. 

In einer ersten Tuchfühlung 
überließ das Justiziariat die Auf-
stellung der Liste zwar dem AStA, 
bestand aber nach wie vor auf 
mindestens 5 Mitglieder, zwei 
Ansprechpartner_innen (was soll 
das - eine email-Adresse muss ge-
nügen!) und eine Kurzbeschrei-
bung der Ziele. Wir können uns 
aber nicht vorstellen, dass die 
Verwaltungsjurist_innen hinter 
den Zusagen des Rektors zurück-
bleiben werden und vertrauen 
darauf, dass der AStA die Forde-
rungen der Hochschulgruppen 
durchsetzen wird. Ansonsten 
müssen die Gruppen wohl ein 
weiteres Mal beim Rektor vor-
sprechen.

Die beteiligten Gruppen: Ar-
beitskreis kritischer JuristInnen, 
Amnesty International, die Linke.
SDS, Gay-Café, Grüne Hochschul-
gruppe, Hand in Hand, Junge 
Europäische Föderalisten, Juso-
HSG, KUK, Liberale Hochschul-
gruppe, RCDS, Studentenmission 
Deutschland, Studieren ohne 
Grenzen e.V., Terre des Femmes, 
UNICEF-Hochschulgruppe

Datenschutz in Konstanz

... Fortsetzung von Seite 1

Besser eine späte Erleuchtung als gar keine
Campusgrün im Interview mit Cem Özdemir über Bologna
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von Patrick Luzina

Studierende und  Schüler_in-
nen gehen seit drei Semestern 
gemeinsam gegen die derzeitige 
Bildungspolitik vor.

Am Anfang waren es die 
Schüler_innen, die den Studie-
renden halfen, ihr Feuer erneut 
zu entfachen und sich aus ihrer 
Lethargie zu befreien.  Die Studie-
renden erwachten sehr schnell 
und innerhalb eines Semesters 
wurden gemeinsam innerhalb 
des Bildungsstreik-Bündnisses 
die ersten Forderungen erarbei-
tet. Dezentrale Demonstrationen 
und Aktionen gegen die Misere 
der vorherrschenden Bildungs-
politik wurden organisiert und 
immer mehr Leute trugen ihren 
Protest auf die Straße und in die 
Gesellschaft hinein.

Ist der Bildungsstreik ein 
Streik? Eher weniger. Der Aus-
druck „Streik“ verleiht mehr Kraft 
und suggeriert Entschlossenheit. 
Der größte Teil der Protestieren-
den verweigert nicht die Bildung, 
sondern kritisiert die Zustände 

und Umsetzungen gerade im 
Kontext des Bolognaprozesses. 
Der Begriff „Bildungsproteste“ ist 
eher als Ausdruck und Umschrei-
bung dessen geeignet, was ge-
schah.

Nach eineinhalb Jahren dau-
ern die Proteste noch immer an.  
Versucht man, die Proteste in Wel-
len zu charakterisieren und ihnen 
so mehr Dynamik zuzusprechen, 
zeigt sich, dass jedes der drei 
Semester eigenständig gesehen 
werden kann. Jedoch sollte des 
Zusammenhang dieser Semes-
ter  nicht aus den Augen verloren 
werden.

Spätestens seit dem Sommer-
semester 2009 entwickelten sich 
die Bildungsproteste der Studie-
renden in eine separate Richtung. 
Im Wintersemester 2009/2010 
folgten Besetzungen an über 50 
Hochschulen, marginal hingegen 
waren die Besetzungen an den 
Schulen.

Unter Druck geratene Hoch-
schulleitungen kommunizierten 
„endlich“ mit Studierenden ge-
meinsam an runden Tischen und 
suchten nach Lösungen. Aber 

Vorsicht! Nicht alle Versprechun-
gen von mehr Demokratie wer-
den ohne weiteren Druck seitens 
der Studierenden eingehalten 
werden. 

Ein weiterer Erfolg der Bil-
dungsproteste ist die öffentliche 
Debatte. Noch nie zuvor wurde 
das Thema Bildung so hitzig und 
eifrig diskutiert wie in jüngster 
Zeit, sodass Politiker_innen hier-
auf reagieren mussten. 

Ein Frage ist dabei im Bünd-
nis der Protestierenden entstan-
den: Welche Lösungen werden 
mit welchen Strategien in einem 
nicht homogenen, pluralistischen 
Bündnis verfolgt? Erkennbar ist 
jedoch eine Gemeinsamkeit aller 
Aktivist_innen: Die Ablehnung ei-
ner von neoliberaler Hegemonie 
geprägten Bildungspolitik. Der 
Widerstand gegen Privatisierung 
und Kommerzialisierung des Bil-
dungs- und Hochschulsektors ist 
der gemeinsame Zusammenhalt 
und zugleich Antrieb der Protes-
tierenden.  Eine Reform an den 
Hochschulen reicht jedoch nicht 
aus. Auch eine Reform an den 
Schulen ist dringend nötig. Eine 

Zusammenarbeit mit den Schü-
ler_innen ist daher notwendig für 
eine grundlegende Reform des 
Bildungssystems.

Die Bildungsproteste haben 
gezeigt: Gemeinsam können wir 
etwas bewirken. Und der Ver-
änderungsprozess hat gerade 
erst begonnen. Organisationen, 
Verbände und auch Studierende 
entwerfen Leitbilder für unsere 
Hochschulen.  

Welches dieser Leitbilder 
wird das Richtige für uns oder - 
nachhaltig gesagt - für künftige 
Studierende sein? Wird es eine 

unternehmerische Hochschule 
mit Managementmentalität, eine 
Hochschule unter autoritätrer Lei-
tung, die ihre eigenen Interessen 
ohne Rücksicht auf die anderen 
Hochschulmitglieder durchsetzt? 
Werden Studiengebühren tole-
riert oder gar befürwortet? Oder 
werden wir soziale Hochschulen 
haben, ohne Zugangsbarrieren, 
offen für alle Menschen unab-
hängig ihres geselllschaftlichen 
oder persönlichen Hintergrun-
des? Wann werden ausländische 
Studierende mit Bildungsinlän-
der_innen in Bezug auf BAFöG 

gleichgesetzt? Was müssen wir 
tun, um auch strukturell schwä-
chere gesellschaftliche Gruppen 
mitzunehmen? Wie können wir 
weiter verdeutlichen, dass Bil-
dung ein Menschenrecht ist und 
auch bleiben muss - dass Bildung 
keine ver- und kaufbare Ware ist?

Ihr entscheidet passiv oder  
besser aktiv mit, in welche Rich-
tung sich unser Bildungssystem 
entwickeln wird. In diesem Sinne: 
Bildung ist ein Menschenrecht! 
Setzt es durch!

Bildungsstreik vs. Bildungsproteste 
Studierende und  Schüler_innen gehen seit drei Semestern gemeinsam gegen die derzeitige Bildungspolitik vor

von Julian Maguhn

Der Klimawandel, die Zukunft 
der Energieversorgung und der 
Atomausstieg sind alles große, 
weitreichende Themen unserer 
Zeit, die aktuell in langwierigen 
Prozessen auf höchster politi-
scher Ebene diskutiert werden. 
Und das oft ohne der enormen 
Bedeutung und Dringlichkeit 
durch rasche, konkrete Maßnah-
men Rechnung zu tragen.

Dabei kann jeder Mensch, 
der privat Energie nutzt, wirksam 
seinen eigenen Teil zur Lösung 
dieser Weltprobleme beitra-
gen. Im Bereich der Elektrizität 
durch Wechsel zu einem echten 
Ökostromanbieter. Ohne be-
deutend mehr zu zahlen, kehrt 
mensch damit der veralteten, ri-
sikobehafteten Atomkraftindus-
trie und den extrem klimaschäd-
lichen fossilen Kraftwerken den 
Rücken zu und investiert in den 
Ausbau der einzig nachhaltigen 
erneuerbaren Energien.

Unter seriösen Klimaforschern 
ist es Konsens, dass wir bezüglich 
unseres Treibhausgasausstoßes 
unverzüglich radikal umsteuern 
müssen, damit eine katastropha-
le Erderwärmung von über 2°C 
noch verhindert werden kann. 

Die Stromerzeugung ist weltweit 
für ca. 20% aller Treibhausgas-
emissionen verantwortlich. Die-
se stammen in erster Linie von 
Großkraftwerken, die mit einem 
sehr geringen Effizienzgrad fos-
sile Energieträger wie Kohle aus-
schließlich zur Stromgewinnung 
verfeuern. Diese Kraftwerke sind 
oft sehr alt und müssen ange-
sichts der Dringlichkeit der glo-
balen Erwärmung so schnell wie 
möglich abgeschaltet werden. 
Nun ist in Deutschland der Neu-
bau von im Vergleich zu den alten 
zwar effizienteren, absolut aber 
immer noch sehr ineffizienten 
Kohlekraftwerke geplant. Deren 
Lebensdauer von über 40 Jahren 
würde einen nicht hinnehmba-
ren, enormen CO2-Ausstoß in 
Beton gießen. Die immer wieder 
angesprochene Möglichkeit der 
CO2-Abscheidung und unterir-
dischen Lagerung (CCS) kann in 
Anbetracht der unkalkulierba-
ren Risiken und enormen Kosten 
solcher Anlagen nur als unrealis-
tische Alibi-Technologie angese-
hen werden.

Wer nun auf die Atomkraft als 
klimafreundliche Übergangslö-
sung setzt, dem sei noch einmal 
auf die unlösbaren Probleme die-
ser Technologie hingewiesen, die 
einen Weiterbetrieb dieser Kraft-

werke ausschließen: Das nicht 
verantwortbare „Restrisko“ eines 
GAUs, die Endlagerfrage, die pro-
blematische Beschaffung des fos-
silen Rohstoff Uran usw.

Zwangsläufig bleibt also nur 
noch der rasche Ausbau aller 
vertretbaren Möglichkeiten zur 
Stromerzeugung aus regenera-
tiven Energiequellen übrig. Im 
Idealfall ein gesunder Mix aus 
verschiedenen dezentralen An-
lagen in Kombination mit einem 
intelligenten Netz. Das trägt dann 
nicht nur dazu bei, dass wir noch 
an der Klimakrise vorbeisteuern 
können, sondern ist gleichzeitig 
die ersehnte nachhaltige Ener-
gieversorgung der Menschheit.

Wenn du diesen Schritt mit-
gehen willst, dann beziehe ab 
sofort reinen Ökostrom:

Die vier echten Ökostroman-
bieter Naturstrom, Greenpeace 
Energy, EWS und Lichtblick, die 
im Gegensatz zu den etablierten 
Großkonzernen RWE, Vattenfall, 
Eon und EnBW und deren Toch-
terfirmen überhaupt nichts mit 
Atom- und Kohlekraftwerken zu 
tun haben, unterscheiden sich in 
ihrem Strommix und ein kleines 
bisschen im Preis (siehe Tabel-
len).

von Katharina Günther

Könnte man einen Blick in 
einen fiktiven Durchschnittshör-
saal an einer deutschen Univer-
sität werfen, würde man mei-
nen: Wir haben es geschafft! Die 
Geschlechtergerechtigkeit ist da 
an unseren Hochschulen. Sogar 

mehr junge Frauen als Männer 
beginnen ein Hochschulstudium.

Das ist aber nur die eine Seite 
der Medaille. Es gibt „Erfolgsmel-
dungen“, dass mittlerweile 17% 
der Lehrenden an deutschen Uni-
versitäten weiblich sind. Das ist 
gewiss ein erster Schritt – mehr 
aber auch nicht. 

Doch woher kommt die Dis-
krepanz zwischen dem genann-
ten Verhältnis zwischen Männern 
und Frauen bei den Studie-
renden einerseits und dem 
Ungleichgewicht bei den 
Lehrenden andererseits?

Gründe dafür mag es 
viele geben. Auf dem Weg zur 
Professur liegen jungen Akade-
mikerinnen teilweise Steine im 
Weg, mit denen ihre männlichen 
Kommilitonen nicht konfrontiert 
sind.

Eine wissenschaftliche Kar-
riere steht und fällt mit der Zahl 
erfolgreicher Publikationen. Eine 
Pause in der wissenschaftlichen 
Tätigkeit, zum Beispiel durch die 
Geburt eines Kindes, ist nicht vor-
gesehen. Dies führt dazu, dass 

junge Wissenschaftlerinnen früh 
das Gefühl vermittelt bekom-
men, sich zwischen Kind und 
Karriere entscheiden zu müssen. 
Und letztlich dann  doch einen 
anderen Berufsweg einschlagen. 
Außerdem scheint es noch nicht 
in den akademischen Köpfen 
angekommen zu sein, dass  lang-
sam aber sicher junge Männer zu 

modernen Vätern 
werden und Kinder 
nicht das Ende der 
beruflichen Karriere 
junger Frauen be-
deuten, was zur Fol-
ge hat, dass in den 
weiblichen wissen-
schaftlichen Nach-
wuchs nicht diesel-
be Zeit und Energie 
gesteckt wird wie 
in ihre männlichen 
Pendants.

Die meisten Be-
rufungskommissi-
onen, die über die 
Vergabe der Profes-
suren entscheiden,  
bestehen fast aus-
schließlich aus Män-
nern. Dies schafft, 

bewusst oder unbewusst, eine 
sich selbst erhaltende Männer-
wirtschaft im wissenschaftlichen 
Betrieb, die von den einzelnen 
Frauen, die es bis dahin geschafft 
haben, zu selten durchbrochen 
werden kann.

Ein weiteres Problem stellt 
die Unterrepräsentation von Stu-
dentinnen in manchen Studienfä-
chern dar. Gerade Studentinnen 
in naturwissenschaftlichen Studi-

engängen berichten  noch immer 
von antiquierten Frauenbildern 
und überholten Rollenklischees 
der fast ausschließlich männli-
chen Lehrenden (und mancher 
Kommilitonen), während junge 
Männer in weiblich dominierten 
Studiengängen erfreulicherwei-
se positiv aufgenommen wer-
den. Es sollte im 21. Jahrhundert 
jedoch selbstverständlich sein, 
dass junge Abiturient_innen die 
Wahl ihres Studienfaches von 

ihren Begabungen und ihrer 
Lebensplanung und nicht von 
ihrem Geschlecht abhängig ma-
chen. Vorurteile und Vorbehalte 
aufgrund des Geschlechts haben 
an Hochschulen, Schulen und in 
Gesellschaft keine Berechtigung. 
Sich etwas zu trauen hat (auch) 
damit zu tun, was einem zuge-
traut wird. Und wo keine jungen 
Frauen studieren, können auch 
keine Frauen Lehrstuhlinhaberin 
werden.

Den Lehrenden möchte man 
zurufen: Machen Sie sich bewusst, 
ob Sie implizit Geschlechtervorur-
teile pflegen, die sie eigentlich für 
antiquiert halten. Stellen Sie sich 
der Frage, ob der Grund dafür, 
dass Sie einem männlichen Stu-
denten im Gegensatz zu seiner 
weiblichen Kommilitonin eine 
Promotion anbieten, wirklich 
seine fachliche Qualifikation ist. 
Werden Sie aktiv gegen die Ge-
schlechterungerechtigkeit an un-
seren Lehrstühlen und sprechen 
sie gezielt begabte Studentinnen 
an und ermutigen Sie sie zu einer 
wissenschaftlichen Karriere.

Wir Studentinnen müssen 
auch unseren Teil dazu beitragen. 
Wir dürfen unser akademisches 
Licht nicht unter den Scheffel 
stellen und darauf warten, dass 
uns angetragen wird, eine wis-
senschaftliche Karriere in Erwä-
gung zu ziehen – selbst ist die 
Frau! Chancen müssen von uns 
genutzt und geschaffen werden. 
Frauen stellen schon mehr als die 
Hälfte der Studierenden, wenn 
wir wollen und uns dafür einset-
zen, können wir in Zukunft auch 

die Hälfte der Lehrstühle be-
setzten. Dabei sollten wir uns 
nicht von strukturellen Widrig-
keiten und überholten Vorur-
teilen abhalten lassen.

Allen Beteiligten am Hoch-
schulbetrieb muss klar sein: 
Wenn wir es ernst meinen mit 
der Geschlechtergerechtigkeit 
brauchen wir einen bewuss-
ten und sensiblen Umgang mit, 
wenn auch vielleicht unbewusst 
gepflegten, Vorurteilen gegen-
über Wissenschaftlerinnen. Denn 
wenn die schlausten Köpfe unse-
ren Lehrstühlen vorstehen sollen, 
kann man die weibliche Hälfte 
der Schöpfung nicht ausgrenzen!

Same - but different?
Plädoyer für eine geschlechtergerechte Hochschule

WissenschaftlerInnen haben früh 
das Gefühl, sich zwischen Kind und 

Karriere entscheiden zu müssen

Ökostrom
eine Investition in die Zukunft

Der Energiemix (mit hauptsächlichem Herkunftsland):

Naturstrom (eigene Angaben, 2008):  		  51% Wasser (D), 48,7% Wind (D), 0,3% Sonne (D)
Greenpeace-Energy (eigene Angaben, Prognose 2009):	78% Wasser (A), 17% EEG-Strom, 5% Wind (A)
Lichtblick (eigene Angaben, 2009):		  70% Wasser (A, N), 19% EEG-Strom, 11% Frischholz (D)
EWS (eigene Angaben, 2008):			   73% Wasser (N), 17,9% EEG-Strom, 9,1% Erdgas (KWK)

Bundesdurchschnitt (nach Wikipedia , 2009):	 24,6% Braunkohle, 18,3% Steinkohle, 22,6% Kernkraft, 	
					     12,9% Erdgas, 6,3 % Wind, 3,2% Wasser, 4,3% Biomasse, 
					     1,0% Fotovoltaik, 6,8% Sonstige

Der Preis (Stand Februar 2010):

Nähere Infos zu den Anbietern: www.atomausstieg-selber-machen.de; www.naturstrom.de, www.greenpeace-energy.de, 
www.lichtblick.de, www.ews-schoenau.de
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Campusgrün - Das Bündnis
Campusgrün ist der Dachver-
band der grünen und grün-nahen 
Gruppen an den Hochschulen in 
Deutschland mit zur Zeit ca. 50 
Mitgliedsgruppen. Der Grünen 
Partei steht das Bündnis inhaltlich 
nahe, ist jedoch strukturell un-
abhängig. Die Mitgliedsgruppen 

sind über die Beteiligung an AS-
ten oder über Senate, Konzile und 
Konvente an der aktiven Hoch-
schulpolitik beteiligt.

Der Austausch zwischen den 
Gruppen vor Ort ist eine der zent-
ralen Aufgaben von Campusgrün, 
da dies nicht nur den einzelnen 
Gruppen neue Ideen und Mo-
tivation geben kann, sondern 
auch den Forderungen der grü-
nen Hochschulgruppen über die 

eigene Hochschule hinaus mehr 
Gewicht verleiht.

Regelmäßig veranstaltet 
Campusgrün Seminare zu ver-
schiedenen hochschulpolitischen 
Themen, die auch die Möglichkeit 
bieten sich mit Aktiven von ande-
ren Hochschulen auszutauschen. 

Inhaltlich besteht die Arbeit 
aus einer Mischung von ökologi-
schen und hochschulpolitischen 
Themen wie dem Kampf gegen 
Studiengebühren, BAföG und 
Bildungsfinanzierung. Hier enga-
giert sich Campusgrün in lokalen 
und bundesweiten Projekten, 
bei denen oft auch mit unter-
schiedlichen anderen Studieren-
denverbänden, wie dem fzs oder 
den Jusos, zusammengearbeitet 
wird. Des Weiteren arbeitet Cam-
pusgrün mit der Heinrich-Böll-
Stiftung zusammen und steht in 
reger Debatte mit der Grünen 
Partei.

Zentrales Organ von Cam-
pusgrün sind die Mitgliederver-
sammlungen, die zweimal jährlich 
stattfinden. Dort wird der Bundes-

vorstand gewählt und es werden 
Positionen, Stellungnahmen, Pro-
jekte und vieles mehr vorbereitet, 
erarbeitet oder abgestimmt.

Der Vorstand arbeitet ehren-
amtlich und setzt sich aus zwei 
SprecherInnen, einer/m Schatz-
meisterIn und sechs BeisitzerIn-
nen zusammen.
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von Martin Burmester

Unter dem Wissenschaftsse-
nator Jörg Dräger (parteilos) hat 
der Senat eine Kommission unter 
Leitung des Altbürgermeisters 
Klaus von Dohnanyi (SPD) be-
auftragt, Empfehlungen für eine 
Strukturreform der Hamburger 
Hochschulen zu erarbeiten. Er-
gebnis davon war das „Hochschul-
modernisierungsgesetz“ (2003), 
welches die Organisationsstruktu-
ren der Hamburger Hochschulen 
grundlegend umkrempelte. Die 
18 Fachbereiche der Universität 
wurden zu sechs Fakultäten zu-
sammengefasst. Unterhalb der 
Fakultätsebene dürfen seitdem „... 
keine nach Gruppen zusammen-
gesetzten Selbstverwaltungsgre-
mien gewählt [werden].“ (§ 92 
HmbHG). Konkret bedeutet das, 
dass StudierendenvertreterInnen 
zwar im Fakultätsrat sitzen, es da-
runter (also in den Fächern) kein 
Mitspracherecht der Studierenden 
existiert. Das hat zur Folge, dass 
in einigen Fächern Studierende 
gar nicht mehr an der Gestaltung 
und Weiterentwicklung ihrer Stu-
diengänge beteiligt wurden. Im 
Fakultätsrat werden Studiengän-
ge oftmals von der Professoren-
mehrheit bloß durchgewinkt, da 
man dort weder die Zeit noch die 
Fachkompetenz hatte, sich z.B. mit 
Einwänden von studentischer Sei-

te gegen die Gestaltung einzelner 
Module zu beschäftigen.

Auch auf der zentralen Ebe-
ne änderte sich einiges. Der nach 
Statusgruppen gewählte Akade-
mischer Senat wurde entmachtet 
und ein zum Teil mit externen 
Vertretern aus der Wirtschaft be-
setzte Hochschulrat eingerichtet. 
Entscheidungen über die strategi-
sche Ausrichtung der Hochschule 
und auch die Wahl deR Präsiden-
tIn fielen ab diesem Zeitpunkt an 
dem Hochschulrat zu. So kam es, 
dass im Jahr 2006 die Stuttgarter 
Raketenforscherin Monika Auwe-
ter-Kurtz Universitätspräsidentin 
wurde. War es bis dahin ganz nor-
mal gewesen, dass sich Bewer-
berInnen um dieses Amt vor der 
Wahl im Audimax einer breiten 
Universitätsöffentlichkeit vorstell-
ten und ihr Programm diskutier-
ten, fand die Wahl von Auweter-
Kurtz durch den Hochschulrat im 
Verborgenen statt. Der Akademi-
sche Senat durfte nur noch abni-
cken. Die Gewählte blieb letztlich 
ein Fremdkörper in der Universität 
Hamburg und das lag weniger an 
ihrem schwäbischen Akzent als an 
der Tatsache, dass sie die Univer-
sität von oben umzustrukturieren 
suchte. Besonders deutlich wurde 
dies an der Frage des Uni Standor-
tes. Nachdem Wissenschaftssena-
torin Herlind Gundelach (CDU) die 
Entwicklungsstudie der Behörde 
im April 2009 vor universitären 

GremienvertreterInnen vorstell-
te, gab es dazu von diesen fast 
ausschließlich kritische Fragen 
und Anmerkungen, doch Auwe-
ter-Kurtz verkündete eine halbe 
Stunde später auf einer Presse-
konferenz die Universität sei für 
einen Umzug auf den kleinen 
Grasbrook.

Nachdem sich das Präsidium 
im Frühsommer 2009 weigerte 
den vom Fakultätsrat der Fakultät 
für Geisteswissenschaften zum 
Dekan gewählten Hans-Martin 
Gutmann einzusetzen, trat die 
professorale Gruppe „Eule der Mi-
nerva“ aus Protest gegen den Füh-
rungsstiel von Auweter-Kurtz ge-
schlossen aus dem Akademischen 
Senat zurück. Danach wurde aus 
allen Teilen der Universität der 
Protest an Auweter-Kurtz immer 
lauter. Viel Kritik wurde nur un-
ter der Hand geäußert, denn ein 
rechtliches Verfahren für die Uni-
versitätsmitglieder die Präsidentin 
zur Kooperation zu zwingen oder 
anderenfalls abzusetzen gab es 
nicht. Der Hochschulrat verstand 
die Probleme der Universität und 
die „überraschende“ Krise nicht 
und weigerte sich einzuschreiten. 
Letztlich musste das Problem da-
durch gelöst werden, dass die Se-
natorin die Präsidentin öffentlich 
zum Rückzug aufforderte, wozu 
sich diese - nach ein wenig Poker 
um eine Abfindung in ungenann-
ter Höhe - dann auch gezwungen 

sah.
Danach war auf politischer 

Ebene klar, dass es mit diesem 
Hochschulgesetz so nicht weiter-
gehen konnte. Die schwarz-grüne 
Koalition beschloss eine bereits im 
Koalitionsvertrag vorgesehen Eva-
luation der im Hochschulgesetz 
festgelegten Strukturen vorzuzie-
hen und eine Expertenkommissi-
on einzusetzen. Wie nötig das ist, 
zeigte sich bei der Wahl von Die-
ter Lenzen zum Nachfolger von 
Auweter-Kurtz Ende 2009. Denn 
der Hochschulrat hatte aus dem 
Auweter-Kurz Desaster offenbar 
nichts gelernt. Der Hochschulrat 
wählte wieder hinter verschlosse-
nen Türen. Albrecht Wagner, der 
Vorsitzende des Hochschulrates, 
warb vor dem voll besetzten Au-
dimax um Verständnis dafür, dass 
es keine öffentliche Vorstellung 
der BewerberInnen gebe; dieses 
werde eben heutzutage nicht ge-
macht.

CampusGrün hat im Rahmen 
des Evaluationsverfahrens Stel-
lung bezogen und eine eigene 
Stellungnahme an die Evaluati-
onskomission geschickt. Kern-
punkte für uns sind demokrati-
sche Strukturen auch unterhalb 
der Fakultätsebene - und damit 
studentische Beteiligung, eine 
Abschaffung des Hochschulrates 
in der jetzigen Form und ein trans-
parentes und öffentliches Verfah-
ren der PräsidentInnenwahl.

Evaluation des Hochschulgesetzes - 
was bisher geschah

von Jan-Peter Jannack

Batsch, wieder ein Schnee-
ball an der Backe! Und das erste 
Mal seit 13 Jahren konnte man 
in diesem Winter wieder über 
die Alster wandern. Unser kleines 
Alstervergnügen! Lange hatte es 
in Deutschland keinen so kalten 
Winter gegeben. Doch das darf 
nicht über die Tatsache hinweg-
täuschen, dass die globale Klima-
krise in vollem Gange ist! Auch 
wenn man bei uns bisher keine 
dramatischen Konsequenzen 
spürt, wird sich die unbedachte 
Lebenswei-
se großer 
Teile der 
Menschheit 
auf unsere 
Umwelt aus-
wirken. Ein rasches Umdenken ist 
notwendig, wenn wir diese Aus-
wirkungen in einem erträglichen 
Rahmen halten wollen. Es gilt, 
sich nachhaltig für den Schutz 
der Umwelt einzusetzen und den 
Menschen als Teil eines Ganzen zu 
erkennen. Es gilt, die Perspektive 
zu wechseln. Aber die Umweltde-
batte ist nichts Neues.

Spätestens seit 1972, dem Jahr 
des Berichts des Club of Rome 
über die Grenzen des Wachstums 
und die erste Umweltkonferenz 
der Vereinten Nationen in Stock-
holm ist die Umweltdebatte in 
den Köpfen der meisten Men-
schen angekommen. Der Auf-
stieg der Grünen Alternativen 
Liste / Bündnis 90 die Grünen in 
Deutschland kann unter anderem 
darauf zurückgeführt werden. Seit 
1972 geistert zudem ein Begriff in 
den Medien: Sustainable Deve-
lopment. Er tauchte das erste Mal 
in dem Dag Hammarkjöld Bericht 
Was tun auf. Der Bericht themati-
sierte, dass die Industrienationen 
ökologisch verantwortungsbe-
wusster wirtschaften müssen, da-
mit es nicht zu einer ökologischen 
Katastrophe kommt. Seit dem 
wurde viel diskutiert, erörtert, 

festgestellt und beschlossen. Zum 
einen, was genau gemeint sei mit 
dem Begriff Sustainable Develop-
ment. Bis heute gibt es keine ein-
deutige Übersetzung des Begriffs. 
Die Palette reicht von Zukunfts-
fähigkeit bis hin zu nachhaltiger 
Entwicklung, die Definitionen 
bleiben i.d.R. aber vage. Eines ha-
ben sie aber gemein: Es geht um 
verantwortungsvolles Handeln 
gegenüber der Umwelt und zu-
künftigen Generationen. Wir dür-
fen die Augen nicht verschließen 
vor rücksichtslosem Verhalten, vor 
kurzsichtiger Planung. Die öko-
logische Zukunftsblindheit muss 

überwunden 
werden.

Sustaina-
ble Develop-
ment bzw. 
nachhaltige 

Entwicklung wird seitdem in al-
len Bereichen der Gesellschaft 
thematisiert. Auch an den Uni-
versitäten ging diese Diskussion 
nicht spurlos vorbei. 1993 wurde 
von der Conference of European 
Rectors die COPERNICUS-Charta 
unterzeichnet. Es ist eine Selbst-
verpflichtung der Universitäten, 
sich nachhaltig zu entwickeln. 
Den Universitäten kommt dabei 
unter anderem die wichtige Rolle 
zu, Studierende für dieses Thema 
zu sensibilisieren und dadurch die 
Gesellschaft anzustoßen, umzu-
denken. In einem 10-Punkte Ak-
tionsplan wurden Richtlinien für 
die Universitäten formuliert. Auch 
die Universität Hamburg hat die 
COPERNICUS-Charta unterschrie-
ben. Der erste Artikel ist dabei be-
sonders bemerkenswert:

Die Universitäten verpflich-
ten sich in Worten und Taten den 
Prinzipien des Umweltschutzes 
und der Nachhaltigen Entwick-
lung (Sustainable Development) 
zu folgen.

Diesen Grundsatz hat die 
Universität Hamburg sogar in ihr 
Leitbild aufgenommen. Es ist die 
Aufgabe aller Universitätsmitglie-
der, dieser Verpflichtung nachzu-

kommen.
CampusGrün Hamburg setzt 

sich dafür ein, dass gehalten wird, 
was mit der COPERNICUS-Charta 
versprochen wurde: Wir streben 
eine ökologische, umweltbewuss-
te Universität an und setzen uns 
für die Stärkung des ökologischen 
Bewusstseins der Universitätsmit-
glieder ein.

Konkret geht es uns um die 
regelmäßige Wartung von Ge-
bäuden, besonders sollte auf die 
Wärmeschutzdämmung, Toilet-
tenspülungen und Wasserhähne 
geachtet werden. Diese zunächst 
einfach klingenden Dinge sind 
nicht nur umweltfreundlich, sie 
bergen auch ein enormes Einspa-
rungspotenzial. Genauso kann 
umweltfreundlich am Papier 
gespart werden: Die Universität 
Hamburg hat sich zwar verpflich-
tet, in Druckern Recyclingpapier 
zu verwenden, doch wird dies 
meist nicht umgesetzt; das ist so-
wohl ökologisch als auch ökono-
misch ein Fehler. Wir wollen mehr 
Bioessen in den Mensen und dass 
fair gehandelte Waren verwendet 
und angeboten werden.

Das größte Anliegen ist aller-
dings die Stromversorgung der 
Universität. Eine nachhaltige Stra-
tegie erfordert, dass die Universi-
tät Strom aus 100%  regenerati-
ven Energieträgern bezieht. Wir 
setzten uns daher dafür ein, dass 
die Universität zu einem Energie-
versorger wechselt, welcher allein 
diesem Kriterium gerecht wird.

Vielleicht ist die Erkenntnis, 
dass unsere Gesellschaft nach-
haltig leben muss, damit wir uns 
nicht zu Tode wirtschaften, eben-
so wichtig, wie einst die Entde-
ckung Kopernikus’, der feststellte, 
dass wir nicht der Mittelpunkt 
des Universums sind. Durch die 
COPERNICUS-Charta hat sich die 
Universität verpflichtet nachhaltig 
zu handeln und umzudenken - es 
ist unsere Aufgabe, die Universität 
an diese Pflicht zu erinnern und 
sie selbst wahrzunehmen.

COPERNICUS 
Nachhaltigkeit in der Uni und im Denken

. . . Fortsetzung von Seite 1

CampusGrün ist eine offene 
und buntgemischte Gruppe, die 
für einen Kreis von Grundwerten 
steht und nicht für eine festge-
fahrene Ideologie. Wir haben 
den Anspruch uns kritisch und 
konstruktiv für die Interessen der 
Studierenden aller Fachbereiche 
einzusetzen.

Uns gibt es seit Frühjahr 2007. 
Seit dem Sommersemester 2008 
sind wir im Studierendenpar-
lament vertreten und seit dem 
Sommersemester 2009 auch im 
Akademischen Senat.

Dort arbeiten wir konstruktiv 
um unsere  Themenschwerpunk-
te Ökologie, Demokratie und 
Gerechtigkeit voranzubringen. 
Wir verstehen uns als parteiun-
abhängig, stehen aber in Kon-
takt mit der GAL und der Grünen 
Jugend. Wir bringen uns dort in 

Diskussionen zu hochschulpoliti-
schen Themen ein und vertreten 
ihnen gegenüber studentische 
Positionen, wie zum Beispiel un-
sere Ablehnung jeglicher Form 
von Studiengebühren.

Des Weiteren bringen wir uns 
über das Campusgrün Bündnis 
auf Bundesebene auch in bun-
despolitische Diskussionen ein.

Das heißt für uns: Sich 
aktiv für Verbesserungen 
einzusetzen und Probleme 
gemeinsam zu lösen! Das 
bedeutet nicht nur über Pro-
bleme zu reden,sondern sich 
aktiv für kleine und große 
Veränderungen an der Uni-
versität einzusetzen, dabei  
auf dem Boden der Tatsachen 
zu bleiben und trotzdem die 
Ideale nicht aus den Augen 
zu verlieren!

Hast du Lust die Uni aktiv 
mitzugestalten? Dann mach mit! 
Neue Gesichter und neue Ideen 
sind immer herzlich willkom-
men. Du musst auch nicht Mit-
glied einer Partei werden um bei 
uns mitzumachen. Schreib uns 
einfach eine E-Mail an kontakt@
campusgruen.org.

CampusGrün Hamburg

Universität eine zentrale Rolle 
in der Gesellschaft einnehmen, 
die die laufenden Transformati-
onsprozesse in der Arbeitswelt 
begleitet, indem das Individuum 
sich in der Universität eigenstän-
dig darauf vorbereitet.

Bisher sortiert Schule früh-
zeitig und SchülerInnen lernen, 
dass ihr weiterer Lebensweg 
zunehmend auf immer weniger 
Möglichkeiten beschränkt wird. 
Manche unter ihnen verlieren 

den Antrieb ihren eigenen Weg 
zu finden. Doch selbstbewusste 
und verantwortungsvolle Schul-
absolventInnen werden die Ge-
sellschaft um ihre Kreativität und 
Tatendrang bereichern, wenn 
ihnen nicht verwehrt wird ihre 
Potenziale zu erschließen. Ob 
auf dem Gymnasium oder auf 
der Stadtteilschule gilt es daher 
Talente zu entdecken und zu för-
dern.

Auch die Universität Hamburg 
hat die COPERNICUS-Charta 

unterschrieben.
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